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Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
53. Sitzung vom 4. Februar. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 102, Uhr. 

Am Miniſtertſche: Finanzminiſter Bitter 
und zwei Kommiſſakien. 

Tagesordnung: 

J. Hortſetzung der erſten Berathung des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes betreffend die Verwendung der 
in Folge weiterer Reichsſteuerreformen an Preußen 
zu überweiſenden Geldſummen. 

Abg. v. Eynern kann ſich mit der Anſicht 
der Konſervativen nicht ganz befreunden. Der 
Zweck des Geſetzes habe durchaus ſeine Sympathie, 
aber er zweifele, daß derſelbe durch die Vorlage 
erreicht werde. Viele Kommunen ſeien bereits an 
der Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit angekommen 
und deshalb der Entlaſtung in hohem Grade be- 
dürftig. Beſonders ſei dies in den induſtriereichen 
Gegenden der Fall, aber die in Ausſicht genom- 
mene Steuererleichterung würde gerade den am 
meiſten belaſteten Kommunen ſehr wenig nützen. 
Auch die ärmeren Landgemeinden, wo die Gebäude 
einen geringeren Nutzungswerth hätten, würden von 
der gedachten Steuer ſehr wenig Vortheil haben. 
Wolle man aber gar die Vertheilung der Steuer- 
erlaſſe den Kreiſen überlaſſen, ſo würde nie eine 
Einigkeit erzielt werden. In manchen Kreiſen be- 

tragen die Kreisabgaben mehr als die Grund- und 
20 Gebäudeſteuer, in anderen weniger. In einigen 
ur Kreiſen werde wieder gar keine Grund- und Ge- 
bäudeſteuer gezahlt. Der Erlaß dieſer Steuer 
würde alſo in dem einen Kreiſe gar nicht geſpürt 
werden, während man im anderen nicht wiſſen 
würde, was mit dem Gelde anzufangen. Weit 
4 härter als von allen anderen Steuerlaſten würden 
die Kommunen von den Schullaſten gedrückt. Die⸗ 
ſelben betrügen im Jahre 87 Millionen Mark, da- 
von ſeien allein 45 Millionen Mark an Lehrer- 
gehältern von den Gemeinden aufzubringen. Hierin 
ſolle der Staat eine Erleichterung zu ſchaffen 
in's Auge faſſen, dazu ſei aber eine gründ- 
lichere Steuerreform nöthig, als jetzt beabſichtigt 
werde. 

Abg. v. Zedlitz Neukirch giebt dem 
Vorredner im letzteren Punkte Recht. Ein bedeu- 
tendes Hinderniß zu einer durchgreifenden Steuer- 
reform liege aber zur Zeit in den mißlichen finan⸗ 
ziellen Verhältniſſen des Staates und auch darin, 
daß die gegenwärtige Ordnung des Kommunal- 

ſteuerweſens einer Aenderung bedürftig ſei. Mit 

den Zielen der Vorlage erklärt ſich Redner im 
Großen und Ganzen vollkommen einverſtanden, 
namentlich auch damit, daß, ſoweit ſich für jetz. 
überſehen laſſe, eine Summe von 33½ Millionen 
Mark zur Erleichterung der Kommunen zur Ver- 
wendung kommt. Die Staatsregierung werde aber 
darauf Bedacht nehmen müſſen, noch weitere Er- 
leichterungen der Kommunen herbeizuführen. Wenn 
er ſonach auch mit den Zielen der Negierungsvor- 
lage einverſtanden ſei, ſo ſei dies jedoch nicht der 
Fall, ſoweit es ſich um die von der Regierung 
eingeſchlagenen Wege handle. Es ſcheine viel⸗ 
fach nicht recht verſtändlich, daß zahlreiche 
kleine Grundbeſitzer und Handwerker ebenſo von 
der Steuer befreit werden ſollten, als die 
Arbeiter. Das erſte Ziel müßte aber immer ſein, 
die Arbeiter zu entlaſten, und dies werde nicht er- 
reicht auf dem von der Regierung eingeſchlagenen 
Wege, umſoweniger, als die Verweiſung ver Mittel 
zur Verwendung nicht an die richtigen kommuna⸗ 
len Körperſchaften der Kreiſe, ſondern an die 
Kommunen vorgeſchlagen werde. Redner hofft in- 
deß, daß es in der Kommiſſion gelingen werde, 
alle Schwierigkeiten zu beſeitigen und das Geſetz 
2 zum Abſchluß zu bringen. \ 
ö Finanzminiſter Bitter: Die Abſicht dieſer 
Vorlage ſei, der Landesvertretung und dem Lande 
die Ziele klar zu legen und die Zwecke zu be- 
zeichnen, welche die Regierung ſeit Jahren in den 
Verhandlungen über die Steuerreform verfolgt. 
Es liege der Regierung daran, daß hierüber kein 
Zweifel obwalte, und deshalb habe er ſich gefreut, 
t geſtern von dem Abg. Gneiſt das Anerkenntniß 
zu hören, daß die Vorlage nach dieſer Richtung 
hin allerdings Klarheit ſchafft. 
ferner dem Einwande begegnen, 
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neuen Steuern bewilligen dürfe, wenn man nicht; 
genau wiſſe, welche Zwecke man mit dieſen neuen 
b Steuern verfolgt. Dieſem Einwande gegenüber 
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mußte die Regierung eine beſtimmte Poſition in 
Preußen ſchaffen. Er glaube, daß damit alle 
Vorbedingungen erfüllt ſind, welche man früher 
verlangt. Der Miniſter geht dann ſehr eingehend 
auf die Ausführungen der Vorredner ein. Von 
Pr. Gneiſt behauptet der Miniſter, daß er zu 
ſchwarz gemalt. Wenn derſelbe glaubt, daß die 
Klaſſenſteuer nicht als eine drückende Laſt empfun⸗ 
den werde, ſo möge das ja an ſich richtig ſein; 
aber die Klaſſenſteuer bilde die Grundlage der 
kommunalen Beſteuerung und inſofern bilde ſie 
auch die Grundlage aller der Schwierigkeiten und 
Belaſtungen, welche auf die Kommunalbeſteuerung 
zurückgeführt werden. Die Regierung wolle eine 
Menge von ſolchen Perſonen, welche direkt unter 
der Klaſſenſteuer zu leiden haben, entlaſten, wolle 
bis in die Stufe hinauf gehen, wo die Steuern 
ohne Schwierigkeit und ohne Härte getragen wer⸗ 
den können. Vorſchläge, welche aus dem Hauſe 
nach dieſer Richtung hin gemacht werden ſollten, 
wird die Regierung in ſorgfältige Erwägung neh- 
men. Der Miniſter erklärt ſich gegen den Erlaß 
der Grund- und Gebäudeſteuern, wie Herr von 
Wedell empfiehlt, und iſt ſeinerſeits der Meinung, 
daß an dem Vorſchlage der Ueberweiſung feſtge⸗ 
halten werden müſſe. Was die kommunale Be⸗ 
laſtung in der Rheinprovinz anlange, von der 
Herr v. Eynern geſprochen, ſo erkenne er dieſe an, 
aber er glaube, daß die erhöhten Kommunallaſten 
dort leichter zu ertragen ſeien, als in den öſtlichen 
Provinzen. 5 

(Fürſt Bismarck tritt um 3,1 Uhr in den 
Saal.) 

Der Miniſter bittet zum Schluß um ſorg⸗ 
fältige Prüfung der Vorlage und erklärt ſich ent⸗ 
ſchleden dagegen, daß dieſelbe erſt in die Kommij- 
ſion komme. Das Haus habe ja das Recht, die 
Vorlage abzulehnen. Die Regierung habe we— 
nigſtens ihre Schuldigkeit gethan, ſie habe gezeigt, 
welche Zwecke fie im Intereſſe des Landes ver- 
folgt. Namens der Regierung ſpreche er aber 
den Wunſch aus, daß das Geſetz berathen werde 
und aus der Berathung ein nützliches Reſultat her⸗ 
vorgehen möge. 

Abg. Richter vermißt für dieſe Vorlage 
das Vorhandenſein eines Steuerprogrammes der 
Regierung, um abmeſſen zu können, ob die Be- 
und Entlaſtung gleichmäßig vertheilt ſei. Die 
Steuerprojefte der Regierung, die bisher bekannt 
geworden, hätten im Reichstage ſo wenig Freunde, 
daß an eine Annahme nicht zu denken ſei. Nun 
ſage Herr von Wedell, man könne doch noch nicht 
wiſſen, was der Reichstag thun werde, ſolle alſo 
lieber das Verwendungsgeſetz annehmen; dobei 
vergeſſe er, daß es ſchon ein die konſtitutionellen 
Rechte des Landtages vollſtändig wahrendes Ver- 
wendungsgeſetz gebe. Das urſprüngliche Pro- 
gramm des Kanzlers und ſeine Verſprechungen 
ſeien viel weiter gegangen als heute das konſer⸗ 
vative Finanzprogramm gehe; letzteres durchkreuze 
geradezu die Finanzpläne des Reichskanzlers. Letz⸗ 
terer ging auf Abtragen der direkten Steuern ge- 
gen Vermehrung der indirekten; von den direkten 
blieb nur die Einkommenſteuer übrig, dagegen 
wollen die Konſervativen alle direkten Steuern be⸗ 
halten und nur die Gegenſätze ändern. Die 
Konſervativen wollen innerhalb der direkten Steuern 
die Mittel finden, um die Erleichterungen für die 
unterſten Klaſſen eintreten laſſen zu können, aber 
namentlich über letzteren Punkt ſeien die Konjer- 
vativen ſelbſt nicht einig. Wenn nun der konſer⸗ 
vative Plan in ſich ſelbſt die nothwendigen Mittel 
finde, wegen deren noch neulich indirekte Steuern 
bewilligt werden ſollten und wenn die Konſervativen 
im Reiche doch neue Steuern bewilligen wollten, 
ſo thäten ſie das aus rein platoniſcher Liebe zu 
neuen Steuern. (Heiterkeit und Widerſpruch.) 
Durch den unternommenen Ausbau der direkten 
Beſteuerung durch die Konſervativen hätten ſie ſich 
den Finanzplänen des Redners weſentlich genähert; 
derſelbe geht ſodann auf einzelne Punkte des kon⸗ 
ſervativen Programms ein. Der Effekt einer 
ſchärferen Einſchätzung würde auf eine ganz an- 
dere Seite fallen; auch über den Erfolg einer 
Kapitalrentenſteuer täuſche man ſich, dieſe werde 


kaum dazu reichen, ein Sechstel der Grund- und 
Die Vorlage ſolle; 
daß man keine 


Gebäudeſteuer zu erſetzen, hinſichtlich der letzteren 
läge das Intereſſe der Groß- und Klein-Grund⸗ 
beſitzer verſchieden. Gegen die Ueberweiſungen 
ſei auch Redner ſtets geweſen, weil die Ausgabe- 
bewiligung in einen anderen politiſchen Kreis ge- 
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legt werde, als die Sorge für die Einnahmen; das 


führe nicht zur Sparſamkeit, ſondern zur Ver⸗ 
ſchwendung. Wenn dieſe Projekte wirklich den 
Ideen des Kanzlers entſprächen, ſo bedeute dies 
eine vollſtändige Schwenkung des Kanzlers, draſti⸗ 
ſcher noch als die im Jahre 1879. Durch das 
Verwendungsgeſetz würde die Selbſtverwaltung 
der Kommunen vollſtändig unterbunden werden; 
das etwaige Uebernehmen der Armen-, Schul- oder 
Polizeikoſten auf den Staat würde die Verwaltung 
dieſer Branchen unendlich vertheuern. Er freue 
ſich, daß der Finanzminiſter dieſe Pläne, die in 
der Preſſe des Kanzlers empfohlen würden, heute 
abgelehnt habe. Auch die Konſervativen hätten 
fi) gegen dieſe Zentraliſation ausgeſprochen, woll⸗ 


ten fie höchſtens für den Kreis, nicht aber für den fahren könne. War das etwa ein Schrei zu Gun⸗ 


Staat gelten laſſen, wie es der Kanzler wolle. 
Wenn man die unterſten Stufen der Klaſſenſteuer 


Ian, daß wir in Amerika und Rußlaud einmal zu 
| gleicher Zeit eine Mißernte haben würden und daß 
unſere Landwirthſchaft von der Verſorgung des va⸗ 
terländiſchen Brodmarktes zurückgetreten wäre, wie 
dies in England und Frankreich geſchehen iſt, ſo 
würde doch die Theorie des Herrn Richter uns 
ganz unzweifelhaft zur Hungersnoth führen. Merk⸗ 
würdig aber iſt es, daß Herr Richter von der ruſ⸗ 
ſiſchen Mißernte noch gar nichts erfahren haben 
ſollte und daß ein ſo gewiegter Volkswirth es nicht 
wiſſen ſollte, daß dieſe Mißernte auf Königsberg 
zurückwirken ſollte. — — Nun find in Rußland 

die Zölle um 10 pCt. erhöht worden und durch 

das ganze Land ging ein Schrei der Entrüſtung, 

ich ſolle etwas thun, damit Rußland nicht ſo ver⸗ 
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ſten ruſſiſcher Konſumenten oder war das nicht ö 
vielmehr ein Schrei an die Regierung, die man 


fallen laſſen wolle, die gar nicht drücke, dann ja für Alles verantwortlich machen will, für die 


ſollte man lieber das Schulgeld abſchaffen, da- 
durch würde man den kopfreichen Familien helfen. 
Redner geht nun darauf ein, daß die neuen Zölle 
die Arbeitslöhne nicht, wie verſprochen, geſteigert 
hätten, ſondern Jeder fühle, was ihm die Politik 
koſte. (Widerſpruch und Gelächter.) Der Kanzler 
verdecke ſein Fiasko unter ſtets neuen Verſprechun⸗ 
gen. (Der Reichskanzler ſelbſt ruft unter mehr- 
fachen Verbeugungen Bravo, während die Rechte 
in einen Sturm ironiſchen Befalls ausbricht.) 
Heinrich V., der Jedem ein Huhn im Topfe ver- 
ſprochen, ſei gegen den Reichskanzler ein reiner 
Stümper. (Wiederholung der ironiſchen Beifalls⸗ 
bezeugungen des Reichskanzlers.) Auch der Reichs⸗ 
kanzler habe den Zauberſtab nicht, um das Geld 
hervor zu zaubern, was dazu nothwendig fein 
würde, um ſeine Verſprechungen zu erfüllen, und 
ſo folgten ſtets neue Verſprechungen und zu deren 
Erfüllung neue Steuern. 


Reichskanzler Fürſt Bismarck: Ich hatte 
nicht die Abſicht, hier zu ſprechen, nachdem ich in 
dieſer meinem Reſſort ſonſt nicht gerade nahe⸗ 
ſtehenden Angelegenheit hier erſt einen Redner ge- 
hört habe, aber der Drang anderer Geſchüäfte und 
die Dauer dieſer langen Rede nöthigen mich, jetzt 
ſchon das Wort zu ergreifen. Ich thue dies um 
jo lieber, als ich mein Einvernehmen in ſehr vie- 
len Punkten mit dem Vorredner konſtatiren kann; 
ich habe eine ſolche Veranlaſſung in meinem ganzen 
Leben noch nicht ſonſt gehabt. Allerdings erſchien 
es am Schluſſe der eben gehörten Rede, als habe 
es dem Redner leid gethan, daß er mir in ſo 
vielen Punkten entgezengekommen ſei, die aller- 
dings mit dieſem Geſetz nur in ſehr loſem Zu- 
ſammenhang ſtanden. Es iſt mir nun unmöglich, 
eine ſo umfaſſende, alle Seiten des menſchlichen 
Lebens berührende Rede nach allen Seiten hin 
ausführlich zu beſprechen, ich will nur verſuchen, 
einige der Anſichten zu widerlegen oder ihnen zu 
widerſprechen, die der Vorredner ausgeſprochen hat, 
denn widerlegen kann man ja Niemand. Ich 
fange damit an, daß ich widerſpreche, ich habe 
Niemandem ein Verſprechen gegeben, habe weder 
ein Huhn im Topfe noch ſonſt irgend etwas ver⸗ 
ſprochen, und ich bezeichne die entgegengeſetzte Be— 
hauptung des Herrn Richter für einen Irrthum 
deſſelben; ich bin zu den Herren gekommen, die 
Steuern bewilligt zu haben, ich habe meine Mei⸗ 
nung über den Werth der vorgeſchlagenen Maf- 
regeln gejagt. Ich hoffe nun, daß dieſes Geſetz 
nicht der Behandlung unterliegen wird, die das 
Parlament in letzter Zeit für die Vorlagen der 
Regierung beliebt hat, daß es in Kommiſſionen 
oder Ausſchüſſen begraben werde; ich hoffe, daß 
Sie dieſes Geſetz berathen und uns eine zuſtim⸗ 
mende oder ablehnende Antwort geben werden, 
und ſollte der Zeitraum bis zur Einberufung des 
Reichstages zu kurz ſein, um dieſes Geſetz zu 
erledigen, jo wird die königliche Staats -Re⸗ 
gierung in der Lage ſein, zu überlegen, 
ob mit der Einwilligung des Landtages an 
eine Nachſeſſion oder eine beſondere Seſſion heran 
zu treten ſein würde. Weiter muß ich dem Abg. 
Richter darin widerſprechen, daß die Zölle 
den ruſſiſchen Export zurückhalten und dadurch die 
Stadt Königsberg geſchädigt werde, ſondern die 
Mißernte im ſüdlichen Rußland. Aber darum liegt 
ja gerade die Pflicht vor, die inländiſche Land- 
wirthſchaft aufzumuntern, ſich nicht auf Rußland 
zu verlaſſen. Die Mißernten im planlos abge- 
holzten Innern Rußlands werden im Laufe der 
Jahre häufiger eintreten; aber nehmen Sie einmal 


Intereſſen des inländiſchen Exports. War dieſer 
Schrei nicht ein Beweis dafür, daß die durch Zölle 
hervorgebrachte Preisſchwankung vom Auslande in 
dieſem Falle von unſeren inländiſchen Exporteuren 
getragen wird. — Nun trage der Grundbeſitz, die 
Bauern in der Grundſteuer einen ſehr hohen Pro⸗ 
zentſatz von ihrem wirklichen Einkommen. Ich 
ſelbſt bezahle von meinem wirklichen Einkommen e. 
6-7 pCt. an Grund- und Gebäudeſteuer, dabei 
bin ich unverſchuldet, wenn ich verſchuldet wäre, 
würden dieſe beiden Steuern leicht 20 pCt. meines 
Einkommens betragen. In dieſer Grundſteuer 
trägt nun doch die Landwirthſchaft ein ſehr erheb⸗ 
liches Aequivalent zu den Kornzöllen, und wo iſt 
nun die gleiche Behandlung der In- und Auslän- 
der, die Herr Richter verlangt? Ich glaube, daß 
ich für jeden Scheffel Korn, den ich verkaufe, 1 
bis 1½ Mark an Grundſteuer bezahle; ich will 
dieſe Zahl nicht fo beſtimmt hinſtellen, aber ich will 
nur zeigen, wie hoch ſich die inländiſche Beſteue⸗ 
rung des Korns beläuft. Nun will ich keineswegs 
ſür Abſchaffung der Grundſteuer plaidiren, allerdings 
habe ich ihre Einführung von vornherein für eine 
Ungerechtigkeit gehalten und habe das damals auch 
ausgeſprochen; natürlich bin ich, als mein hoͤchſten 
Herr mich dazu aufrief, für dieſelbe im Parlament 
eingetreten, aber jeder Zeit habe ich die Grund: 
ſt uer für eine Ungerech igkeit gehalten, aber ich 
babe mich gefreut, heute zu hören, daß auch der 
Abg. Richter gegen die Grundſteuer geſtimmt habe, 
ich hätte das kaum geglaubt (Heiterkeit). Dieſe 
Ungerechtigkeit nun zu beſeitigen iſt ſehr ſchwer, 
ohne eine neue Ungerechtigkeit zu begehen, aber 
mein Beſtreben iſt dahin gerichtet, daß die Grund⸗ 
ſteuer aufhöre, als Maßſtab für Kommunalſteuer⸗ 
zuſchläge zu gelten. Gerade dieſe Zuſchläge zur 
Grundſteuer belaſten den Steuerzahler ganz unge⸗ 
mein, viel ſchwerer als die Zuſchläge zur Einkom⸗ 
menſteuer, denn es iſt ja klar, daß die Erträge des 
Grundbeſitzes ziemlich klar darliegen, nach der Ein- 
ſchätzung zur Grundſteuer iſt eine große Hinter 
ziehung für den Landwirth etwas ganz Unmög⸗ 
liches, wenn er nicht Kapitalien hat, die nicht im 
Grundbeſitz liegen, und ſolche Kapitalien kann ja 
auch jeder Andere der Einſchätzung hinterziehen. 
(Sehr gut!) Nun nennt der Abg. Richter die 
Wehrſteuer eine neue Art von Klaſſenſteuer. Nun 
zur Befürwortung dieſer Steuer hat doch nur das 
Gefühl Veranlaſſung gegeben, das ſich des mus⸗ 
ketentragenden Soldaten bemächtigt, wenn er einen 
nach ſeiner Meinung ebenfalls dienſtfähigen Nach⸗ 
bar zu Hauſe bleiben ſieht. Dieſe Steuer hat mit 
der Klaſſenſteuer gar nichts gemein, ſie iſt einfach 
ein Ausfluß des Prinzips der Gerechtigkeit. Nach 
meinem Ideale ſoll der, der nichts weiter hat als 
ſeine beiden Hände, um ſein Brod zu verdienen, 
ganz frei ſein von der Beſteuerung des Staates, 
als auch der Kommunen. Derjenige, der keine 
Gelegenheit gehabt hat, ſich Kenntniſſe und Fähig⸗ 
keiten zu erwerben, der mit keinem erwerbenden 
Kapitale anfängt, der alſo blos auf die wechſelnde 
Möglichkeit des Verdienſtes feiner Hände angewie⸗ 
ſen iſt, das ſich ihm in Berlin z. B. im Winter 
als Schneeſchipper, im Sommer als Erdarbeiter 
darbietet, der ſoll überhaupt nicht zu andern Laſten 
herangezogen werden, als durch Dienſte im Kriege, 
das Dach zu vertheidigen, das ihn ſchüßt. — In 
dem Punkte bin ich einig mit meinem ſehr ver⸗ 
ehrten Freunde, dem Profeſſor Gneiſt, daß es für 
Niemand ein Vergnügen iſt, Steuern zu zahlen, 
auch wir zahlen die Gu undſteuer nicht mit einer 
gewiſſen Freudigkeit. Aber ſehr gefreut habe ich 
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ausgeſprochen. 
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mich, daß ich hier im Hauſe einen jo wichtigen überſtüſſig erklärt, jo iſt das falſch; der Zustand, 
Bundesgenoſſen gefünden habe, der mit mir das den ich als wünſchenswerth bezeichne, kann nur er- 
Schulgeld und die ganze abhängige Stellung des reicht werden, wenn wir mit dem Verwendungs- 


Lehrers bekämpfen will, denn gerade für die Kin- geſetz anfangen. 


Ich bezweifle, daß ſich jemals 


der, die die Schule beſuchen, zu ſorgen, macht den ein Kopf finden wird, der die Mängel und Fehler 


kleinen Leuten unſäglich viel Mühſal. 


Alſo freie aller unſerer Verhältniſſe durchſchaut und ihnen 


Schule und für den Lehrer eine unabhängige Eri- abzuhelfen weiß; ich würde ihn Herr Mikrokos- 


ſtenz von den Schulbeſuchern und den Gemeinden, mus 


nennen. Wir müſſen in ſtümperhafter 


nur abhängig gemacht von den höheren Be- Weiſe anfangen, ſolche Reformen ‚find die Re- 


hörden. 


Es iſt ja für den Lehrer gewiß eine ſultate mühſamer Arbeit des ſchrittweiſen Vorwärts⸗ 


große Befriedigung des Ehrgefühls, das auch bei kommens und deshalb bitte ich Sie, gehen ie 
dieſen Herren in hohem Grade ausgebildet iſt, den Weg, der aus langen Vorarbeiten de“ Finanz⸗ 


wenn er nicht mehr wie ſonſt den 


barfüßig | miniſteriums hervorgegangen iſt. 


Ich habe die 


gehenden Schüler oder deſſen Vater, um Schulgeld Akten des Finanzminiſteriums auch nicht aus dem 


zu mahnen braucht. 


Schon mein früherer Kollege | Geleiſe heben können und bin mit Manchem nicht 


Falk hatte eine Vorlage ausgearbeitet, welche dieſe zufrieden, aber auch hier iſt das Beſte des Guten 


Ziele verfolgte, die aber zurückgelegt werden mußte, Feind. 


Wenn aber unſere Söhne ſagen, es iſt 


weil der Finanzminiſter nicht die nothwendigen Mit⸗beſſer geworden durch unſere Arbeit, jo wollen wir 


tel zur Dispoſition ſtellen konnte. 


Sie ſollten] gern zufrieden fein. 


Daß es aber beſſer geworden 


alſo nicht dadurch, daß Sie über dieſes Geſetzfiſt, iſt gewiß, und wenn Herr Richter das Gegen- 
zur Tagesordnung übergehen, die Möglichkeit ab- |theil jagt, jo wird er hier im Haufe 300 un- 
ſchneiden, daß wir die Angelegenheit der Lehrer und gläubigen Geſichter ſich gegenüber ſehen und im 


der Schule in dieſem Sinne ordnen. 


Indem die Lande 20 Millionen. 


Ja, wenn dieſe Herren 


Vorlage im Prinzip den Kreiſen die Vertheilung ſelbſt in's Amt kämen, jo würden fie keinen an⸗ 


dieſer Mittel übertragen hat, haben wir eine Mit- dern Weg gehen als wir. 


telſtellung zwiſchen Provinz und der Gemeinde ge- 


griffen, dieſe Seite der Vorlage iſt ja ſehr amen- 


dirungswerth. Der Gedanke, die Hälfte der 
Grund- und Gebäudeſteuer den kommunalen Ver⸗ 
bänden zu überweiſen, iſt ſchon, als ich die Re⸗ 
form zum erſten Male angeregt habe, von mir 
Mein Prinzip im Ganzen war 
nicht Abſchaffung einer beſtimmten Steuer, ſondern 
darüber habe ich mir nur erlaubt, mit Zuſtimmung 


meiner Kollegen und nach der öffentlichen Diskuſ⸗ 


ſion zu entſcheiden, — man wird ja nicht dadurch, 
daß man Miniſter wird, klüger, aber ſo klug wird 
man nie wieder, wie man es als einfacher Abge— 
ordneter ohne alle Verantwortung war. (Heiterkeit.) 
Ich habe alſo den ganz allgemeinen Gedanken der 
Ueberweiſung im Reichstage und im Staatsmini⸗ 


ſterium ausgeſprochen und zur Anerkennung ge-] werde in keiner Weiſe umkehren, und jo 


bracht, daß wir namentlich in Preußen ein zu ho⸗ 
hes Maß von direkten und ein zu geringes von 
indirekten Steuern hätten, aber von vornherein 
habe ich den Gedanken vertreten, daß, wenn wir 
dies Verhältniß geändert hätten, wir daun an die 
Provinzen und Verbände abgeben müßten, um 
ihnen die Laſten zu erleichtern, die ſie im Intereſſe 
des Staates tragen müſſen. Ob nun gerade die 
Hälfte, der Satz, wie ihn Camphauſen berechnet 
hat, der richtige Maßſtab iſt, weiß ich nicht. Für 
alles dieſes kann ich auf die der Vorlage beige— 
fügte Geſchichte der Steuerreform im Reiche und 
in Preußen verweiſen, aus welcher auch hervorgeht, 
daß die verſchiedenen Finanzminiſter dieſe Ziele ge— 
billigt haben. (Redner verlieſt die betreffenden 
Stellen.) Durch das vorjährige Verwendungsgeſetz 
wurden dieſe Ziele noch unbeſtimmt gelaſſen, und 
weil nun im Reichstage Bedenken auftraten, man 
könne die direkten Steuern nicht bewilligen, weil 


So ſteht es auch mit 
dem Tabak, ich bekenne mich dazu, daß der Ta- 
bak ganz unbeſtritten höher beſteuert werden muß, 
dazu wird jede Regierung kommen müſſen, auch 
die Herren Rickert und Richter, aber es giebt viele 
Formen, in denen der Tabak mehr Einnahmen ge- 
währen kann, für das Monopol bin ich auch heute 
noch nicht entſchieden. Wenn ich aber ſehe, was 
in Frankreich Tabak und Getränke bringen, ſo 
empfinde ich immer einen gewiſſen Druck, ich frage 
mich, ſind wir weniger klug, aber bei uns iſt ja 
der parlamentariſche Sand, durch den wir hindurch 
müſſen, viel tiefer, bei uns herrſcht darin der mär⸗ 
kiſche Sand. Ich bin auf recht lange parlamen- 
tariſche Kämpfe in dieſer Frage gefaßt, längere, 
als mein Leben dauern wird, und wenn ich müde 
ſein werde, werde ich mich ausruhen, aber ich 
lange ich 
lebe, werde ich dafür eintreten, wenn ich dann 
auch auf dieſem Platze bleiben ſollte, was ich 
freilich nicht gern thun würde. (Heiterkeit) Ich 
habe zwar öfter den Gedanken des Rücktritts von 
dieſer Stelle gehabt, aber nachdem ich geſehen, 
wer ſich über meinen Rücktritt freuen würde, habe 
ich dieſen Gedanken vollſtändig aufgegeben und 
habe mir geſagt, es muß doch noch etwas in Dir 
ſein, was dem Vaterlande nutzen kann. (Beifall.) 
— Der Vorredner hat des konſervativen Pro- 
gramms gedacht, nun, das iſt kein Programm der 
Regierung, und ich habe keinen Beruf, dafür ein⸗ 
zutreten, ich halte das Programm für einen nicht 
unglücklichen Verſuch, einen Zuſchlagsmaßſtab für 
Kommunalſteuern zu finden, aber für Staats- 
ſteuern würde ich es nicht annehmbar finden, da, 
wie der Abgeordnete Richter richtig ausgeführt 
hat, nicht indirekte, ſondern die direkten Steuern 
ausgebildet werden. Wenn Herr Richter ganz 


wir nicht wiſſen, was man in Preußen damit ſintereſſeloſe Miniſter haben will und darauf hin- 


machen werde und weil wir in dem Landtage 
noch heute auf die Meinung ſtoßen, daß man 
durch Annahme dieſes Geſetzes den Reichstag nicht 
binden dürfe, jo ſtehen ſich dieſe Meinungen wech- 
ſelſeitig gegenüber und verhindern den Fortgang 
der Reform. Dem Allen liegt eine gewiſſe Scheu 
zu Grunde, die vielleicht in der Fraktionstaktik 
begründet ſein kann, zu dieſen Fragen eine feſte 
Stellung zu nehmen. Nun hat die Regierung dieſe 
Vorlage gemacht, um ſich ſelbſt zu binden, damit 
man im Reichstage nicht wieder ſage, wir wiſ— 
ſen nicht, was Du in Preußen damit machen willſt. 
Wenn Sie dieſe Vorlage annehmen, ſind die Hände 
der Regierung gebunden. Wir wollen uns alſo 
im eigenen Lande dem Landtage gegenüber binden, 
wie Karl Moor dem Prieſter gegenüber ſeine 
Hände band. Wenn Sie das nicht wollen, m. 
H., dann begraben Sie dieſes Geſetz nicht in der 
Kommiſſion, ſondern lehnen Sie es ab, denn 
dann kommen wir in den Reichstag doch nicht 
ganz ſo verdächtig als bisher, denn es würde für 
jedes Miniſterium doch wohl ſehr ſchwer ſein, mit 
den Mitteln, die der Reichstag etwa bewilligen 
würde, etwas anderes zu thun, als einen Steuer- 
erlaß herbeizuführen. Camphauſen, Hobrecht, alle 
Finanzminiſter haben ſich für die Ueberweiſung 
dieſer Ueberſchüſſe erklärt und haben wiederholt 
geſagt, fie erblickten in der Ausbildung der Zoll- 
geſetzgebung das Mittel, die Reform der Steuer- 
geſetze herbeizuführen. Letztere kann nur ſtufen⸗ 
weiſe durchgeführt werden, das habe ich von 
vorn herein auch nur gewollt. Nun iſt ja 
nicht alles das, was wir Ihnen in dieſem Geſetze 
bringen, ganz unumſtößlich nothwendig, aber ich 
bleibe dabei, daß gerade die Ueberweiſung an die 
Kreiſe das geeignete Mittel iſt, eine Erleichterung 
herbetzuführen, zugleich aber will ich den Kreiſen 
die Anweiſung geben, alle diejenigen Mittel, die 
fie ſelbſt nicht ganz nothwendig gebrauchen, zur 
vollſtändigen Befreiung der Schule zu überweiſen. 
Ich kann das gar nicht beſſer begründen, als es 
vorhin der Abg. Richter gethan und ich bitte Jeden, 
die Rede Richters nach Hauſe zu ſchicken, damit Jeder 
ſehe, wie gut wir beide in dieſem Punkte harmo⸗ 
niren. Heiterkeit.) Ich habe vorhin in den 
Richter'ſchen Ausführungen ſo recht geſehen, wie 
ein Mann von ſo viel Geiſt, wenn er nur zwi⸗ 
ſchen Häuſern, Straßen und Zeitungen lebt, ſich 


dem praktiſchen Leben vollſtändig entfremden kann. 


Er muß niemals einem Kreistage beigewohnt ha- 
ben, ſonſt würde er wiſſen, daß es immer die 
Städte ſind, welche die Chauſſeebauten beantragen 
und das thun fie doch wahrlich nicht aus Auf- 
opferung für die Grundſteuerpflichtigen, ſonderu 
ſtehen ſich ſehr gut dabei. Wenn nun die Preſſe 
berichtet hat, ich hätte das Verwendungsgeſetz für 


gewieſen hat, wie viel der Erlaß der halben 
Grundſteuer für mich betragen würde, ſo muß er 
ſich Leute ſuchen, die das Gelübde der Armuth 
und womöglich auch der Keuſchheit abgelegt 
haben. (Heiterkeit) Solche Leute wird aber 
das Land nicht brauchen können, denn die Miniſter 
müſſen mit den Intereſſen des Landes verwoben 
ſein. — Laſſen Sie uns dieſes Geſetz nicht be- 
graben, ſondern laſſen Sie uns das Prinzip feft- 
halten, daß es geboten iſt, den kommunalen Ver⸗ 
bänden die Laſten zu erleichtern. Ich gebe zu, 
daß man dieſes Ziel auch in ſehr viel anderen 
Propoſitionen würde erreichen können, aber das 
Beſte iſt des Guten Feind. Die Sache iſt wieder 
bis zum Reichstage hingekommen und wir kommen 
nicht vorwärts mit der Reform der Steuern. Wem 
daran liegt, daß dieſer Weg betreten werde, dem 
muß auch daran liegen, daß dieſes Geſetz nicht 
begraben werde, ſondern daß das, was die Regie- 
rung Ihnen nach langer, ſchwerer Arbeit vorlegen 
kann, wenigſtens ſoweit gewürdigt werde, daß Sie 
uns Ja oder Nein ſagen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Freiherr v. Huene ſpricht darauf die 
Zuſtimmung des Centrums zu den allgemeinen 
Gedanken der Vorlage aus. 

Hierauf wird die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be- 
rathung. 

Schluß 4 Uhr. 


Provinzielles. 

Stettin, 5. Februar. (Schwurgericht) An⸗ 
klage wider den Arbeiter Karl Aug. Schönbeck 
aus Marwitz wegen Körperverletzung mit tödtlchem 
Ausgange. Der 1Sjährige Angeklagte war im 
Herbſt v. J. in der Zuckerfabrik zu Meſcherin be- 
ſchäftigt und war ihm am 25. November, Nach- 
mittags gegen 5 Uhr, aufgetragen, den Zuckerboden 
zu ſcheuern. Bei dieſer Beſchäftigung gerieth er 
mit dem Arbeiter Aug. Ulrich wegen eines Zucker- 
bodenaushebers (ein langer Stock, an der Spitze 
mit ſcharfem Eiſen) in Streit und verſetzte dieſem 
damit mehrere Schläge, dabei blindlings loshauend. 
Ein Schlag traf den Kopf des Ulrich und zeigte 
ſich bald eine blutende Wunde an der linken Kopf- 
ſeite. Trotzdem arbeitete Ulrich noch 36 Stunden, 
da mußte er die Arbeit einſtellen und am 30. No- 
vember verſtarb er, nach dem Ausſpruch der Aerzte 
an den durch Schönbeck erhaltenen Verletzungen, 
da die Schädeldecke durch den Schlag zerſchlagen 
war. Der Angeklagte gab den Thatbeſtand zu und 
wurde nach kurzer Beweisaufnahme für ſchuldig 
befunden; demſelben wurden jedoch mildernde Um- 
ſtände zugebilligt und er demgemäß mit 1 Jahr 
Gefängniß beſtraft. 


ee e e eee eee 


— Geſtern Mittag machte ein hieſiger Schrift⸗ 
ſetzer in der elterlichen Wohnung ſeinem Leben 
durch Erſchießen ein vorſchnelles Ende. Die Mo- 
tive zu dieſer unglücklichen That find wohl darin 
zu ſuchen, daß der Betreffende ſeit ſehr langer 
Zeit arbeitslos geweſen und auch nicht hoffen 
konnte, in nächſter Zeit Beſchäftigung zu finden. 
Derſelbe war bald nach ſeinem Auslernen von ſei⸗ 
nem Arbeitgeber entlaſſen worden und hat ſich ſeit⸗ 
em viel, aber vergeblich, um neue Beſchäftigung 
bemüht. Der Grund hierfür iſt darin zu ſuchen, 
daß bei dem Buchdruckergewerbe viele Arbeitgeber 
faſt nur Lehrlinge beſchäftigen und dieſe dann, 
wenn ſie ausgelernt haben, ſofort entlaſſen und 
ihrem Schickſal preisgeben. Bei den bevorſtehen⸗ 
den Einſegnungen glauben wir die Mittheilung 
dieſer traurigen Thatſache zur Warnung den El⸗ 
tern ſchultdig zu fein, welche für ihre Söhne den 
Beruf als Buchdrucker auserſehen haben. 

— Der muſikaliſch - deklamatoriſche Verein 
„Urania“, deſſen rühriger Thätigkeit wir ſchon 
wiederholt öffentliche Anerkennung zollten, veran⸗ 
ſtaltet am Sonnabend, den 12. Februar, Abends 
71½ Uhr, in der Aula der Friedrich-Wilhelms⸗ 
Schule ein Konzert zum Beſten der Kinderheil⸗ 
und Diakoniſſen-Anſtalt. Daſſelbe ſcheint ſich ſehr 
intereſſant zu geſtalten, da an ihm die in Muſik⸗ 
kreiſen beliebten Damen Frls. Bar andon, 
Below und Wolff, ſowie ferner die rühm⸗ 
lichſt bekannten Herren Robert und Georg Leh- 
mann mitwirken. 

— In Elsfleth wird am 17. Februar d. J. 
mit einer Seeſchifferprüfung für große Fahrt be⸗ 
gonnen werden. 

Bei der am Dienſtag ſtattgefundenen Ziehung 
der Hamburger Silberlotterie des zoologiſchen Gar- 
tens fielen die fünf Hauptgewinne auf Nr. 36,381, 
81,961, 3503, 23,967, 87,324. 

s Zempelburg, 3. Februar. In dem be- 
nachbarten Dorfe O. wurde jüngft von einigen 
Landleuten an einer Frau dadurch Lynchjuſtiz ge⸗ 
übt, daß man ſie auf offener Landſtraße gehörig 
durchprügelte. Die Veranlaſſung dazu war das 
nicht mehr menſchlich zu nenende Benehmen dieſer 
Frau an ihrer jugendlichen Stieftochter geweſen, 
die ſie wegen eines kleinen Verſehens voller Wuth 
ins Ohr gebiſſen und mit einer glühenden Zange 
verfolgt hatte. 


(Eingeſandt.) 
Stettin, 3. Februar 1881. 
Geehrte Redaktion! 

Das „Eingeſandt“ in Nr. 28 des „Stett. 
Tageblattes“ berührt eine Frage, welche leider als 
„offene“ noch immer gilt und deren endliche Löſung 
nicht allein gerechtfertigt, ſondern auch „zeitgemäß“ 
wäre. Stettin iſt gerade diejenige größere Stadt, 
in welcher die Thätigkeit der jungen Kaufleute mehr 
als überall in Anſpruch genommen wird und ihnen 
nur allzuwenig Zeit zur ferneren geſellſchaftlichen 
und wiſſenſchaftlichen Fortbildung übrig bleibt. 
Nicht allein, daß die jungen Leute hieſiger Detail- 
Geſchäfte von 8 Uhr früh bis 9 Uhr Abends thä⸗ 
tig ſein müſſen, es iſt namentlich der Sonntag- 
Nachmittag, den fie (meiſt beſchäftigungslos) in 
den Ladenräumen zuzubringen gezwungen ſind. 

Vor ca. 5 Jahren beſtand hier eine Verei- 
nigung von Kaufleuten aller Branchen, welche 
es ſich zum Ziele geſetzt hatte, den Schluß ſämmt⸗ 
licher hieſiger Geſchäfte an den Sonntag⸗Nach⸗ 
mittagen um 1 Uhr durchzuſetzen. Es gelang die- 
ſes auch, jedoch kaum nach 3 Sonntagen ſcheiterte 
dieſe mühevoll ins Werk geſetzte Einrichtung an 
der mehr als kleinlichen Oppsſition einiger Ge- 
ſchäftsinhaber, welche es nicht überwinden konnten — 
trotz zuerſt gegebener gegebener gegenſeitiger Verſiche⸗ 
rung — ihren jungen Leuten einen halben Tag in der 
Woche frei zu geben. Bald ahmte dieſer oder jener 
dem Vorbilde der Minorität nach und ſchnell war 
wieder der status quo ante hergeſtellt und die 
Geſchäfte blieben nach wie vor an den Sonntag⸗ 
Nachmittagen geöffnet. Es erwächſt doch ſicherlich 
keinem Geſchäftsinhaber ein Nachtheil, wenn ein⸗ 
heitlich der Schluß der Geſchäfte Sonntags 
Mittag eingeführt wird, und bald wird das Pu⸗ 
blikum ſich daran gewöhnen, feine Einkäufe Sonn⸗ 
tags Nachmittags nicht zu machen. 

Schreiber dieſes bittet eine Wohllöbl. Redak- 
tion, vielleicht durch Veröffentlichung dieſer Zeilen 
die erſte Initiative zur Herſtellung einer Inſtitution 
zu geben, die den Chefs, wie jungen Leuten Be⸗ 
dürfniß iſt. — Es fühlen ſich vielleicht durch dieſe 
Zeilen wiederum einige Herren veranlaßt, eine Ver⸗ 
einigung, wie ſie ſchon beſtand, herzuſtellen und 
den Schluß ſämmtlicher Geſchäfte an den 
Sonntag-Nachmittagen zu veranlaſſen. Gerade die 
jeßige ſogenannte saison morte iſt die geeignetſte 
Zeit hiezu. Es gilt aber zunächſt, daß ſich liberal 
denkende Männer größerer Geſchäfte zu dieſem un⸗ 
eigennützigen Werke hergeben, daß das Publikum 
ein ſolches Unternehmen unterſtützt und die Sonn ⸗ 
tag-Nachmittage zu Einkäufen nich t benutzt und 
vaß die Polizeibehörde, ſowelt es in 
ihrer Macht iſt, dahin wirkt, daß unſerer Stadt 
auch nach Außen hin ein ſonntäglicher Charakter 


verliehen wird. 
Ergebenſt 
Wr. 


Vermiſchtes. 

— Eine merkwürdige, bei uns noch nicht 
geübte Operation hat, wie die „Wr. allgem. med. 
Ztſchr.“ mittheilt, Hofrath Prof. Billroth jüngſt 
auf feiner Klinik ausgeführt. Eine 48jährige Frau 
litt an einem hochgradigen Magenkrebs mit bedeu⸗ 
tender Verengerung des Pplorus, je daß fie ſeit 
Oktober v. J. tagtäglich mindeſtens einmal erbrach, 
blutleer wurde und immer mehr an Kräften ver⸗ 


fiel. Das Ableben der Unglücklichen war in näch⸗ 
ſter Zeit ſicher zu erwarten. Hofrath Billroth ging 
an die Operation, die wohl nur einen letzten Ver⸗ 
ſuch darſtellen kann, und nahm eine Reſektion des 
Magens vor. Wie Profeſſor Billroth dies machte, 
iſt zwar im genannten Blatte geſchildert und für 
den Fachmann höchſt intereſſant zu leſen, für den 
Laien genügt es zu wiſſen, daß das excidirte Ma- 
genſtück eine Länge von 14 Centimetern hatte und 
im Ganzen im Magen über 50 Seidennähte an- 
gelegt wurden, ſodann die Bauchwunde in üblicher 
Weiſe geſchloſſen worden iſt. Selbſtverſtändlich 
wurde die Operation unter antiſeptiſchen Kautelen 
ausgeführt. Geſtern (Montag) befand ſich die 
Frau relativ wohl; ſie iſt ungemein blaß, hat aber 
vorgeſtern und geſtern ſchon ſauere Milch zu ſich 
genommen und ſelbe nicht erbrochen. — Bis jetzt 
ſoll nur Péan in Paris dieſelbe Operation einmal 
ausgeführt haben, aber ſeine Kranke vier Tage dar⸗ 
nach an ſeptiſcher Peritonitis geſtorben ſein. 

— Ueber eine Schweigerin wird aus Carſon 
in Newada berichtet. „Eine Frau hatte das 
ſchwere Werk übernommen, 40 Tage lang kein 
Wort zu ſprechen. Sie fing früh um 9 Uhr an 
und um halb 11 Uhr war ihr Puls von der 
großen Willens anſtrengung ſchon jo ſchwach, daß 
die Aerzte fürchteten, ſie könne den Mittag nicht 
überleben. Um 11 ſchlug ihr Herz nur 26 Mal 
in der Minute und ihr Athem war kaum noch 
bemerkbar. Ihre Freunde redeten ihr zu, die 
ſchreckliche Probe aufzugeben und erzählten ihr einen 
Klatſch über eine Nachbarin. Sie lief ſofort aus 
dem Haufe und über die Straße zu einer Freun⸗ 
din und ſchwatzte in einem fort bis halb 7 Uhr 
Abends und iſt nun völlig wieder hergeſtellt.“ (D. 
3. i. Montevideo.) 

— Die bittere Louiſe, die berüchtigte, Anar- 
chiſtin Michel, iſt aus Saargemünd gebürtig, wo⸗ 
ſelbſt ihre Mutter Lehrerin war. In Anſchluß 
hieran wird uns mitgetheilt, daß unter den Sol- 
daten der Reichslande gegenwärtig das bekannte 
Lied „Du biſt verrückt mein Kind!“ und dem Zu- 
ja geſungen wird, „mußt nach Steinbach-Saar- 
gemünd!“ und zwar wegen der daſelbſt erbauten 
großen Irrenanſtalt. Dieſer Zuſatz ſcheint der 
Dame Louiſe auf den Leib gedichtet zu ſein. 

Poſen. Eine erſchütternde Kataſtrophe hat 
ſich auf dem Eiſe eines der Seen unſerer Provinz 
nach eingetretener Thauwitterung zugetragen. Von 
der Beſitzung Grzybin im Kreiſe Koſten ſollte die 
Dampf⸗Dreſchmaſchine, welche auf dem Gute in 
Thätigkeit war, über den See transportirt werden. 
Als der ſchwere Zug ungefähr in der Mitte des 
Sees angelangt war, deſſen Eis durch die Thau- 
witterung ſchon dünn geworden zu fein jcheint, 
brach die Eisdecke, und es ſollen, der „Poſ. Ztg.“ 
zufolge, die ſämmtliche Bedienungsmannſchaft, ſo⸗ 
wie nicht weniger als fünfzehn Pferde ein Opfer 
des See's geworden ſein. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Hamburg, 4. Februar. Heute fand bei der 
Kugelbaake der Zuſammenſtoß zweier Schiffe, des 
Lloyddampfers „Kronprinz Friedrich Wilhelm“, der, 
von Rio de Janeiro über Antwerpen kommend, 
eben einlief und des von hier nach Briſtol mit 
Zucker befrachteten Dampfers „City of Dublin“ 
ſtatt. „City of Dublin“ ſank ſofort, wobei ſechs 
Perſonen ertranken. Der Reſt der Beſatzung 
wurde gerettet und hierher gebracht. Unter den 
Geretteten befinden ſich der Kapitän und der 
Steuermann. Es iſt dies derſelbe Kapitän, der 
bei dem Untergange des Lloyddampfers „Pom- 
merania“ ſeiner Zeit den Kapitän Schwenjen 
rettete. 

London, 4. Februar. 


Unterhaus. Der 


Sprecher verlieſt unter dem Beifall des Haufes 


eine Erklärung des Inhalts, daß er die ihm durch 
die Reſolution Gladſtone's übertragene Autorität 
annehme und daß er für die Aufrechterhaltung der 
Redefreiheit ſorgen werde. 

London, 4. Februar. Die Irländer find 
im Unterhauſe heute anweſend. Sie verhalten ſich 
ſehr ruhig, äußerlich wenigſtens, doch weiß ich be⸗ 
ſtimmt, daß eine tiefe Hährung aus Irland be⸗ 
richtet wird. Die Homeruler wollen die Aktion 
der Landliga in Irland abwarten. 

Paris, 4. Februar. Der Senat beſchäftigte 
ſich heute mit dem Antrage Baragnons, wo- 
nach der Vorſitz im Konfliktsgerichtshofe künftig 
nicht mehr dem Juſtlz-Miniſter zuſtehen ſoll und 
hat es abgelehnt, den Antrag in Erwägung zu 
nehmen. 

Haag, 4. Februar. Das hieſige Komitee 
der Geſellſchaft des Rothen Kreuzes beabſichtigt, 
Krankenwagen und Lazareth - Einrichtungen nach 
dem Transvaal-Lande zu ſenden und trifft in 
der Erwartung, daß feine Neutralität von der eng ⸗ 
liſchen Regierung anerkannt werde, Vorbereitungen 
zur Errichtung eines Komitees in der Kapſtadt. 

Petersburg, 4. Februar. Die Baulinie 


eine Eiſenbahn aus dem Kohlengebiete von Kri- 


voirog nach Catherinsslav mit einer Brücke über 
den Dniepr iſt genehmigt worden. 

Ein Antrag des Miniſters des Innern auf 
Verminderung der kirchlichen Feiertage wird gegen- 
wärtig von der Synode berathen. ’ 

Konſtantinopel, 4. Februar. Es verlautet 
von der Vorbereitung eines neuen Zirkularſchreibens 
der Pforte, welches den Zweck hätte, die Antwort 
der Mächte auf das türkiſche Rundſchreiben vom 
14. v». M. zu beſchleunigen. 

Waſhington, 4. Februar. Der Finanzausſchuß 
der Repräſentantenkammer hat die Inbetrachtnahme 
mehrerer auf den Tarif bezüglicher Reſolutionen 
vertagt und wird dies als ein Anzeichen dafür an- 
geſehen, daß in der gegenwärtigen Seſſion keine 
Tarifreform werde beantragt werden. 


| 


